
!?Cb

Aktenzeichen: 1 ABR 28/88
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 27. Juni 198Q- 1 ABR 28/88 -
I. Arbeitsgericht Bremen
II. Landesarbeitsgericht Bremen

Beschluß vom 15. Januar 1987
- 1 BV 102/85 -
Beschluß vom 9. Februar 1988
- 1 TaBV 5/87 und 6/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Zulässigkeit von Mitarbeiterversammlungen des Arbeitgebers

Gesetz: BetrVG § 2 Abs. 1, §§ 42, 43, 45 Satz 2, § 46, §§ 1, 4, 5,111 Satz 1; ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2

Leitsatz:
Der Arbeitgeber ist berechtigt, auf von ihm einberufenen 
Mitarbeiterversammlungen über betriebliche Belange zu in­
formieren, auch wenn Fragen berührt werden, für die der Be 
triebsrat zuständig ist.
Solche Mitarbeiterversammlungen dürfen jedoch nicht zu 
"Gegenveranstaltungen" gegenüber Betriebsversammlungen miß 
braucht werden.
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1 ABR 28/88
1 TaBV 5/87 und 6/87 Bremen
Verkündet am 
27. Juni 1989
Zeuner,

Im Namen des Volkes!

BeschluO
Amtsinspektor In dem Beschlußverfahren
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sitzung
vom 27» Juni 1989 durch den Präsidenten Professor
Dr. Kissel, die Richter Matthes und Professor Dr. Weller
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sowie die ehrenamtlichen Richter Koerner und Dr. Federlin 
beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats gegen 
den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Bremen 
vom 9. Februar 1988 - 1 TaBV 5/87 und 6/87 - 
wird zurückgewiesen.

V o n .  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Der Geschäftsführer der an diesem Beschlußverfahren betei­
ligten Gesellschaft lädt seit einiger Zeit einmal im Monat alle 
in deren Bremer Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer zu einer 
ca. einstündigen Mitarbeiterversammlung ein. Auf diesen Zusammen­
künften informiert er über die aktuellen Daten zur wirtschaft­
lichen Entwicklung des Unternehmens und über den Stand betrieb­
licher Vorhaben. Unter dem Punkt "Verschiedenes” nimmt er beson­
dere Anlässe wie DienstJubiläen, schwere Erkrankungen von Mitar-^ 
beitern zum Anlaß, seine persönliche Anteilnahme zum Ausdruck zu 
bringen. In diesem Rahmen stellt er auch neu eingestellte Arbeit­
nehmer oder Auszubildende vor.

Die in der Zeit von April bis September 1985 veranstalteten 
Mitarbeiterversammlungen behandelten folgende Tagesordnungspunk­
te :

17. April 1985:
1. Auftragseingang Märn und Beurteilung des ersten Quartals
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2. Kapazitätsbedarf/neue Arbeitsplätze 1985
3. Verschiedenes
unter Top 2 wurde von den Schwierigkeiten der Kapazitäts­
ausweitung berichtet und als Lösung die Einführung von 
Schichtarbeit bekanntgegeben.
15. Mai 1985:
1. Auftragseingang April
2. Produktionsplanungs- und Steuerungssystem (PPS-System)
3. Zeitlohn/Prämienlohn
4. Verschiedenes
unter Top 3 wurde über den Vorschlag berichtet, den die 
Geschäftsleitung dem Betriebsrat zur Abschaffung des 
Prämienlohns gemacht hat.
12. Juni 1985:
1. Auftragseingang Mai
2. ASMS-Tagung in San Diego/USA und ACHEMA-Ausstellung in Frankfurt:

Was gibt es Neues bei der Konkurrenz?
3. Gegenwärtiger Stand der Überlegungen zur Verbesserung 

unseres Gebäudes
4. Verschiedenes
5. Schichtarbeit in der Fertigung
unter Top 5 wurde als Ziel der beabsichtigten Schichtarbeit 
die Überwindung chronischer Engpässe und die intensivere 
Nutzung kostspieliger Maschinen herausgestellt.
17.Juli 1985:
1. Auftragseingang Juni
2. Brief von T.Z. Chu an alle Mitarbeiter
3. Gespräch mit der Stadt Bremen über einen anderen 

Standort des Unternehmens
4. Verschiedenes
unter Top 2 wurde unter anderem verlesen, welche Vorkehrungen 
der Konzern bei dem erwarteten Wirtschaftsabschwung plant 
(Einstellungsstop)
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14. August 1985:
1. Auftragseingang Juli
2. Gebäudesituation
3. Verschiedenes
unter Top 2 wurde unter anderem über die Freigabe des
Betriebsgebäudes zur Durchführung von Sanierungsarbeitenberichtet.
18. September 1985:
1. Auftragseingang August und Ausblick bis Jahresende
2. Massenspektrometrie - Tagung und - Ausstellung in 

Swansea (England)
3. Gebäudeinvestitionen
4. Verschiedenes.

Der Betriebsrat sieht die Mitarbeiterversammlungen, soweit 
sie betriebliche Themen berühren, als Konkurrenzveranstaltungen 
zu den Betriebsversammlungen. Er hat daher am 17. September 1985 
beim Arbeitsgericht Bremen ein Beschlußverfahren mit dem Ziel 
ihrer Untersagung anhängig gemacht.

Der Arbeitgeber hat auch nach Zustellung der Antragsschrift, 
die Praxis der monatlichen Mitarbeiterversammlungen nicht einge­
stellt. Auf der Mitarbeiterversammlung vom 16. Oktober 1985 hat 
der Geschäftsführer zusätzlich ausgeführt:

'•Warum lade ich zur Mitarbeiterversammlung ein?
1. will ich Gelegenheit haben, jedem unserer Mit­

arbeiterinnen und Mitarbeiter regelmäßig über wichtige Dinge in unserem Betrieb zu berichten.
2. sehe ich nicht ein, warum ich als Figur in einem gewerkschaftspolitischep Schauspiel mitwirken soll, 

das nur wenig mit F , aber sehr viel mit
Politik zu tun hat.
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Ich habe den Betriebsrat formell darüber informiert, 
daß ich eine Einladung zur Betriebsversammlung immer dann nicht annehmen werde, wenn auch ein Vertreter 
der Gewerkschaft teilnimmt.
Ich habe meinerseits die Betriebsversammlung noch nie 
zur lautstarken Verkündigung von arbeitspolitischen Themen benutzt, ich habe auch nie von meinem Recht 
Gebrauch gemacht, einen Vertreter des Arbeitgeber­
verbandes einzuladen. Ich tue das nicht, weil ich bei 
unseren Versammlungen nicht nochmals das hören will, 
was durch Zeitungen, Radio und Fernsehen ohnehin 
verbreitet wird.
Die IG-Metall hat bisher erhebliche Anstrengungen ge­
macht, unsere Mitarbeiterversammlungen gerichtlich verbieten zu lassen. Eine im Mai beantragte "Einst­
weilige Verfügung" ist vom Gericht abgelehnt worden, 
weil "der Antrag unbegründet und abweisungsreif war" (Zitat aus dem Gerichtsbeschluß)."

Entgegen seiner Ankündigung hat der Geschäftsführer aber in 
der Folgezeit dennoch an den von dem Betriebsrat geleiteten Be­
triebsversammlungen teilgenommen oder sich im Fall seiner Ortsab­
wesenheit vertreten lassen. Im Laufe des Verfahrens hat der Ar­
beitgeber weiterhin seine Bereitschaft erklärt, dem Betriebsrat 
auf Mitarbeiterversammlungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, soweit betriebsverfassungsrechtliche Themen angesprochen 
werden. Er hat jedoch darauf beharrt, keine Gewerkschaftsbeauf­
tragten zu den Mitarbeiterversammlungen einzuladen. Anläßlich der 
Betriebsversammlungen habe sich nämlich herausgestellt, daß Ge­
werkschaftsvertreter jeweils längere Zeit über allgemeinpoliti­
sche oder tarifpolitische Fragen sprechen. Die Mitarbeiterver­
sammlungen sollten jedoch nicht über das bisher eingehaltene 
Zeitmaß von einer Stunde ausgeweitet werden.

Der Betriebsrat hat zur Begründung für sein Untersagungs­
verlangen geltend gemacht, der Arbeitgeber störe die Betriebs­
ratsarbeit, wenn er auf Mitarbeiterversammlungen Themen erörtere,
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die zum Aufgabenkreis des Betriebsrats gehörten. Dies habe der 
Arbeitgeber in der Vergangenheit mehrfach getan, so zum Beispiel, 
als er vor der Belegschaft seinen Vorschlag begründet habe, in 
der Fertigung Schichtarbeit einzuführen. Auf diese Weise könne 
der Arbeitgeber die Belegschaft einseitig indoktrinieren.

Der Betriebsrat hat beantragt,

dem Arbeitgeber aufzugeben, die Durchführung von 
Mitarbeiterversammlungen, in denen Themen zur 
Sprache kommen, die zum Aufgabenbereich des Be- \

triebsrats gehören, zu unterlassen.

Der Arbeitgeber hat beantragt,

den Antrag zurückzuweisen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben den Antrag als 
unbegründet zurückgewiesen.

Mit der vom Beschwerdegericht zugelassenen Rechtsbeschwerde^. 
verfolgt der Betriebsrat weiterhin sein erstinstanzliches Ver­
fahrensziel .

B. Die zulässige Rechtsbeschwerde ist unbegründet.

I. Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend erkannt hat, stehen 
einer Sachentscheidung keine verfahrensrechtlichen Hindernisse 
entgegen.
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Mit dem Antrag will der Betriebsrat erreichen, daß dem Ar­
beitgeber aufgegeben wird, Mitarbeiterversammlungen zu unterlas­
sen, "in denen Themen zur Sprache kommen, die zum Aufgabenbereich 
des Betriebsrats gehören". Dieser Antrag ist ausreichend be­
stimmt .

Immer dann, wenn Themen auf der Tagesordnung von Mitarbei­
terversammlungen stehen, für die eine Zuständigkeit des Betriebs­
rats gegeben sein kann, soll dem Arbeitgeber die Einberufung der 
Versammlung (und/oder die Behandlung dieser Angelegenheiten) un­
tersagt werden.

Ob ein derartiger "Globalantrag" zu weit gefaßt ist, ist 
keine Frage der Zulässigkeit, sondern der materiellen Begründet­
heit des Antrages (vgl. BAGE 46, 322, 329 = AP Nr. 81 zu Art. 9 
GG Arbeitskampf, zu A I 1 b der Gründe; BAGE 52, 160, 166 = AP 
Nr. 18 zu § 87 BetrVG 1972 Arbeitszeit, zu B II 2 der Gründe).

Auch die allgemeine Formulierung, daß "Themen, die in den 
Aufgabenbereich des Betriebsrats gehören" untersagt werden sol­
len, macht den Antrag nicht unbestimmt, denn zwischen Arbeitge­
ber und Betriebsrat war nur die Grundsatzfrage umstritten, nicht 
jedoch, in welchen Fällen Kollisionen zwischen der Tagesordnung 
der Mitarbeiterversammlungen und Betriebsratsaufgaben bestanden. 
Insoweit stellt sich das Bestimmtheitsproblem anders als in dem 
vom Senat im Beschluß vom 8. November 1983 (BAGE 44, 226, 232 =
AP Nr. 11 zu § 87 BetrVG Arbeitszeit) entschiedenen Fall. Während 
dort die Beteiligten darüber stritten, in welchen Fällen die
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global zu untersagende Mehrarbeit überhaupt mitbestimmungspflich- 
tig war, fehlt es vorliegend an einer betrieblichen Meinungsver­
schiedenheit darüber, welche Themen in den Aufgabenbereich des 
Betriebsrats gehören.

II. Das Landesarbeitsgericht hat aber auch ohne Rechtsfehler 
entschieden, der Antrag des Betriebsrats sei nicht begründet.

1. Der angegriffene Beschluß geht zu Recht davon aus, daß nach 
den getroffenen Feststellungen für das geltend gemachte Unter- 1 
lassungsbegehren keine Rechtsgrundlage gegeben ist. Der Arbeit­
geber hat bisher durch die Veranstaltung seiner "Mitarbeiterver- 
sammlungen" nicht gegen die ihm obliegende Pflicht zur vertrau­
ensvollen Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat (§ 2 Abs. 1 BetrVG) 
verstoßen. Weiterhin hat er weder die Durchführung von Betriebs­
versammlungen nach den §§ 42 bis 46 BetrVG gestört noch ist zu 
besorgen, daß er dies künftig tut.

Wie das Beschwerdegericht nämlich zu Recht erkannt hat, ist,
t

der Arbeitgeber berechtigt, Mitarbeiterversammlungen abzuhalten 
und dort die Belegschaft über alle anstehenden betrieblichen An­
gelegenheiten zu informieren. Da der Arbeitgeber nach den Fest­
stellungen des Beschwerdegerichts von dieser Befugnis auch nicht 
mißbräuchlich Gebrauch gemacht hat, kann die umstrittene Rechts­
frage nach einer möglichen Anspruchsgrundlage für das geltend 
gemachte Unterlassungsbegehren unbeantwortet bleiben; denn alle 
in Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen setzen entweder ein 
störendes oder pflichtwidriges Verhalten des Arbeitgebers voraus.
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2. Mit dem Beschwerdegericht ist davon auszugehen, daß dem Be­
triebsrat in der Betriebsverfassung kein Monopol für die Einbe­
rufung und Leitung von Arbeitnehmerversammlungen über betrieb­
liche Fragen eingeräumt worden ist.

a) Schon unter Geltung des Betriebsrätegesetzes vom 4.Februar 
1920 (RGBl. S. 147 f.) war anerkannt, daß der Arbeitgeber nicht 
gehindert war, seine Arbeitnehmer zu einer Versammlung zusammen­
zurufen. Auf einer derartigen Zusammenkunft sollten jedoch keine 
Angelegenheiten behandelt werden, die dem Geschäftskreis der Be­
triebsversammlung Vorbehalten waren (RAG Urteil vom 24. Oktober 
1931 - RAG 150/31 - Bensh. Samml. Bd. 13, S. 424, 426; Flatow/ 
Kahn-Freund, BRG, 13. Aufl., § 45 Vorbemerkung IV; Mansfeld, BRG, 
2. Aufl., § 45 Vorbemerkung). Für das BetrVG 1952 hat das Landes­
arbeitsgericht Hamm (Beschluß vom 4. Mai 1955 - 4 TaBV 25/85 - BB 
1955, 541) entschieden, daß die Betriebsverfassung nicht die Ver­
sammlungsfreiheit des Art. 8 GG einschränke. Von daher könne der 
Arbeitgeber auf von ihm einberufenen Belegschaftsversammlungen 
Erklärungen aller Art abgeben. Das Landesarbeitsgericht Düssel­
dorf hat in seinem Beschluß vom 15. Februar 1985 (- 2 TaBV 
14/85 - DB 1985, 872) für das geltende Betriebsverfassungsrecht 
an diese Rechtsprechung angeknüpft. Die überwiegende Meinung in 
der Literatur stimmt dieser Auffassung zu (Fabricius, GK-BetrVG, 
4. Aufl., vor § 42 Rz 13, 14; Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, 
BetrVG, 15. Aufl., § 42 Rz 11; Galperin/Löwisch, BetrVG,
6. Aufl., § 42 Rz 3; Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG, 3. Aufl., 
§ 42 Rz 7). Die vom Beschwerdegericht zitierte Gegenmeinung
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(Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 42 Rz 65) verwehrt dem Ar­
beitgeber zwar nicht generell das Recht, Belegschaftsversamm­
lungen zu veranstalten, sieht aber schon dann einen Verstoß geger 
die Betriebsverfassung, wenn der Arbeitgeber nicht nur Fragen 
behandelt, die sich auf die Ausübung seines Direktionsrechts be­
ziehen, sondern auch Angelegenheiten, die zum Aufgabenbereich des 
Betriebsrats gehören. Sei der Betriebsrat in der betreffenden 
Angelegenheit zu beteiligen, so müsse auch die informatorische 
Behandlung der Angelegenheit der Betriebsversammlung Vorbehalten 
sein. Wünsche der Arbeitgeber in einer derartigen Angelegenheit i 
eine betriebsöffentliche Erörterung, so müsse er den Weg nach 
§ 43 Abs. 3 BetrVG beschreiten und vom Betriebsrat die Einberu­
fung einer Betriebsversammlung verlangen.

b) Der Betriebsrat hat sich zu Unrecht auf diese Mindermeinung 
berufen und insbesondere die einseitige Beeinflussung der Arbeit­
nehmer auf den Mitarbeiterversammlungen vom 12. Juni und 17. Juli 
1985 gerügt, auf denen der Geschäftsführer der Belegschaft ein­
seitig die Überlegungen der Geschäftsleitung zur Einführung von 
Schichtarbeit in der Fertigung und für eine mögliche Betriebs­
verlagerung nahegebracht habe.

aa) Der Betriebsrat macht sich nicht hinreichend die institu­
tioneile Bedeutung der Betriebsversammlung klar.

Das Betriebsverfassungsgesetz faßt die Arbeitnehmer eines 
einzelnen Betriebes unter persönlichen (§ 5 BetrVG) und räumli­
chen Gesichtspunkten (§§ 1, 4 BetrVG) rechtlich zu einer Einheit, 
dem Verband "Belegschaft" (so genannt in § 111 Satz 1 BetrVG)
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zusammen. Im Falle der Wahl eines Betriebsrats werden der Beleg­
schaft im Verhältnis zu dem Vertragspartner der Arbeitnehmer, dem 
Arbeitgeber, bestimmte Kompetenzen eingeräumt, die von deren Or­
gan, dem Betriebsrat, im eigenen Namen wahrgenommen werden. Nach 
§ 30 des Regierungsentwurfs des BRG sollte die versammelte Beleg­
schaft in der Betriebsversammlung zunächst das Recht haben, durch 
ein Mißtrauensvotum den Betriebsrat abzusetzen (Engels, Die Be­
triebsversammlung - Geschichtliche Entwicklung, Zuständigkeit und 
Rechtsnatur dieser betriebsverfassungsrechtlichen Institution, 
1969, S. 25; Flatow/Kahn-Freund, aaO, Vorbem. zu § 39). Der Ge­
setzgeber des BRG und im folgenden die des BetrVG 1952 und 1972 
haben jedoch der Betriebsversammlung jede Befugnis zu einer nach 
außen wirkenden oder auch nur nach innen verbindlichen Entschei­
dung verwehrt. Im wesentlichen ist die aktive Teilnahme der Ar­
beitnehmer an der Ausgestaltung der betriebsverfassungsrechtli­
chen Ordnung durch die Wahl erschöpft. Die Bezeichnung der Be­
triebsversammlung als Organ der Betriebsverfassung (so BAGE 39, 
108, 111 = AP Nr. 3 zu § 42 BetrVG 1972, zu II B 3 der Gründe, 
mit ablehnender Anm. Beitzke) hat von daher wenig Aussagekraft. 
Dennoch ist eine gewisse Parallele zur Aufgabenstellung des ver­
einsrechtlichen "Organs” Mitgliederversammlung erlaubt. Nach § 43 
Abs. 1 Satz 1 BetrVG hat der Betriebsrat, der die Belegschaft wie 
ein Vereinsvorstand gegenüber dem Dritten, dem Arbeitgeber, ver­
tritt, einmal in jedem Kalendervierteljahr über seine Tätigkeit 
der Belegschaft Rechenschaft zu legen. Die Betriebsversammlung 
kann nach § 45 Satz 2 BetrVG an den Betriebsrat ihre Wünsche und 
Kritik herantragen, indem sie auf der Betriebsversammlung Anträge 
(im Sinne von Anregungen) unterbreitet und Stellungnahmen be-
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schließt. Wenn auch ihren Entscheidungen im Unterschied zur Mit­
gliederversammlung eines Vereins keine Verbindlichkeit zukommt, 
so vollzieht sich dennoch auf der Betriebsversammlung - insofern 
einer Mitgliederversammlung vergleichbar - die Meinungsbildung 
der Belegschaft. Sie wird daher auch als Forum der Aussprache 
zwischen Belegschaft und Betriebsrat bezeichnet (Fitting/ 
Auffarth/Kaiser/Heither, aaO, § 42 Rz 7; Fabricius, GK-BetrVG, 
aaO, vor § 42 Rz 4} Hess/Schlochauer/Glaubitz, aaO, § 42 Rz 8).

bb) Obwohl der Arbeitgeber nicht der Belegschaft angehört, hat ( 
der Gesetzgeber ihm hinsichtlich der Einberufung und Durchführung 
von Betriebsversammlungen Rechte und Pflichten auferlegt. So ist 
ihm ein Teilnahme- und Rederecht durch § 43 Abs. 2 BetrVG für di< 
ordentlichen Betriebsversammlungen eingeräumt und ihm ein Initia­
tivrecht für die Einberufung einer außerordentlichen Betriebsver­
sammlung in § 43 Abs. 3 Satz 1 BetrVG zugebilligt worden. Einmal 
im Jahr ist er zudem verpflichtet, auf einer ordentlichen Be­
triebsversammlung über die wirtschaftliche Entwicklung seines 
Betriebes zu berichten (§ 43 Abs. 2 Satz 3 BetrVG). Durch diese \
Einbeziehung des Arbeitgebers wird die Institution Betriebsver­
sammlung jedoch nicht zu einer gemeinsamen Einrichtung von Beleg­
schaft und Arbeitgeber. Dies bringt eindeutig § 42 Abs. 1 Satz 1 
BetrVG zum Ausdruck, wonach die Betriebsversammlung aus den Ar­
beitnehmern des Betriebes besteht und von dem Vorsitzenden des 
Betriebsrats geleitet wird.

Inhaltlich spiegelt sich dieser Umstand ip der Ausgestaltun§ 
des Teilnahmerechts wieder. Das Gesetz hat der Belegschaft einen 
auch gegenüber dem Arbeitgeber abgegrenzten Raum der internen
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Willensbildung zugebilligt. Für die außerordentlichen Betriebs­
versammlungen, die auf Wunsch des Betriebsrats oder eines Vier­
tels der Belegschaft einberufen werden, besteht kein gesetzliches 
Teilnahmerecht des Arbeitgebers (Dietz/Richardi, aaO, § 43 Rz 46; 
Fabricius, GK-BetrVG, aaO, § 43 Nr. 49; Fitting/Auffarth/Kaiser/ 
Heither, aaO, § 43 Rz 49; Galperin/Löwisch, aaO, § 43 Rz 33; 
Hess/Schlochauer/Glaubitz, aaO, § 43 Rz 39). Die Differenzierung 
beruht offenbar darauf, daß dem Arbeitgeber auf den ordentlichen 
oder von ihm initiierten außerordentlichen Betriebsversammlungen 
die Möglichkeit der unmittelbaren Information gegeben werden 
soll, damit die Belegschaft neben der Darstellung des Betriebs­
rats auch die Sicht der Unternehmensleitung erfährt, bevor sie 
nach § 45 Satz 2 BetrVG dem Betriebsrat Arbeitsaufträge in Form 
von Anträgen oder Stellungnahmen erteilt, die letztlich sich 
wiederum an den Arbeitgeber wenden, da er als Inhaber der be­
trieblichen Leitungsmacht (§77 Abs. 1 BetrVG) Adressat der For­
derungen und Wünsche ist.

cc) Dient also die Betriebsversammlung der Willensbildung der 
Belegschaft im Hinblick auf die Tätigkeit des Betriebsrats, so 
geben die Vorschriften der §§ 42 bis 46 BetrVG nur einen Rahmen 
für Versammlungen mit einer derartigen Zielsetzung ab. Die §§ 42 
bis 46 BetrVG enthalten daher keine abschließende Regelung für 
alle Arten von Versammlungen, die in einem Betrieb stattfinden 
können. Es bleibt somit Raum für zusätzliche betriebliche Infor­
mationsveranstaltungen, mit denen sich der Arbeitgeber an die 
Belegschaftsangehörigen im Sinne von § 5 Abs. 1 BetrVG und an die 
übrigen im Betrieb Beschäftigten im Sinne von § 5 Abs. 2 und § 5
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Abs. 3 BetrVG wendet, wenn Zweck dieser Veranstaltungen die Un­
terrichtung der Mitarbeiter über Angelegenheiten ist, die ihr 
Arbeitsverhältnis und/oder den Betrieb betreffen.

dd) Die vom Arbeitgeber einberufene und geleitete Informations­
veranstaltung wird nicht schon dann zu einer Betriebsversammlung 
deren Einberufung und Leitung dem Betriebsrat Vorbehalten ist, 
wenn der Arbeitgeber auch Angelegenheiten im Sinne des § 45 
BetrVG behandelt, "die den Betrieb oder seine Arbeitnehmer un­
mittelbar betreffen". Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ( 
erkannt hat, würde bei einem Ausschluß derartiger Themen dem Ar­
beitgeber jede Möglichkeit einer betriebsbezogenen Berichter­
stattung genommen, da die Bandbreite der auf einer Betriebsver­
sammlung behandlungsfähigen Angelegenheit so weit gezogen ist, 
daß sogar über den einzelnen Betrieb hinausgehende tarifpoli­
tische, sozialpolitische und wirtschaftliche Fragen erörtert wer­
den können. Die im vorliegenden Falle vom Arbeitgeber regelmäßig 
vorgenommene Berichterstattung über die wirtschaftliche Entwick­
lung und die von der Betriebsleitung beabsichtigten technischen .

iV

und personellen Vorhaben wären bei einer derartigen Themenbe­
grenzung unzulässig.

Die von der Rechtsbeschwerde in den Vordergrund gestellte 
Abgrenzung der Themen im Hinblick darauf, ob die angesprochene 
Angelegenheit vor ihrer Durchführung dem Arbeitgeber eine Pflich- 
zur Beteiligung des Betriebsrats auferlege, führt ebenfalls nich( 
weiter. Zum einen können der Arbeitgeberbericht und die Beteili­
gungspflicht zeitlich auseinanderfallen, wenn der Arbeitgeber
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bereits seine unternehmerischen. Vorüberlegungen frühzeitig der 
Belegschaft mitteilt, wie er dies vorliegend bei der Diskussion 
einer möglichen Standortverlagerung getan hat. Dem Arbeitgeber 
kann es insoweit nicht verwehrt sein, die Belegschaft bereits 
dann mit seinen Gedankengängen vertraut zu machen, wenn noch 
keine Unterrichtungspflicht gegenüber dem Betriebsrat besteht.
Zum anderen ist auch ein berechtigtes Interesse des Arbeitgebers 
anzuerkennen, die Belegschaft über seine Vorschläge zu unterrich­
ten, die er in einer bestimmten betrieblichen Angelegenheit dem 
Betriebsrat gemacht hat. Hier betraf es die Einführung der 
Schichtarbeit in der Fertigung. Ob der Arbeitgeber diese Informa­
tionen schriftlich, zum Beispiel per Rundbrief, oder mündlich im 
Rahmen einer monatlichen Mitarbeiterversammlung erteilt, kann 
keinen Unterschied machen.

Zu Unrecht wendet die Rechtsbeschwerde gegen diese Art der 
Informationspolitik ein, der Arbeitgeber sichere sich so einen 
Vorsprung in der Meinungsbildung der Belegschaft. Damit übersieht 
der Betriebsrat, daß er insoweit nicht schutzlos ist. Zum einen 
hat der Betriebsrat die Möglichkeit, die vom Arbeitgeber behan­
delten Sachthemen ebenfalls zum Gegenstand der regelmäßig vier­
teljährlich stattfindenden Betriebsversammlung zu machen. Darüber 
hinaus ist der Betriebsrat auch nach § 43 Abs. 3 Satz 1 BetrVG 
berechtigt, eine außerordentliche Betriebsversammlung einzuberu­
fen, wenn er wegen der möglicherweise einseitigen Informations­
politik des Arbeitgebers dazu Anlaß sieht. Zum anderen ist im 
vorliegenden Fall die von der Rechtsbeschwerde umschriebene Ge­
fahr der "Indoktrinierung" nicht zu befürchten, da nach den Fest-
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Stellungen des Landesarbeitsgerichts der Arbeitgeber bereit ist, 
dem Betriebsrat auf seinen Mitarbeiterversammlungen das Wort zur 
Stellungnahme zu erteilen.

ee) Dem Landesarbeitsgericht ist darin zuzustimmen, daß der Ar­
beitgeber seine Befugnis zur Veranstaltung von Mitarbeiterver­
sammlungen überschreitet, wenn er diese Versammlungen dazu miß­
braucht, um die betriebsverfassungsrechtliche Ordnung durch die 
Abhaltung einer Gegenveranstaltung zur Betriebsversammlung zu 
stören.

Ohne Rechtsfehler hat das Landesarbeitsgericht jedoch ange­
nommen, eine derartige gegen den gesetzlichen Auftrag zur ver­
trauensvollen Zusammenarbeit verstoßende Handlungsweise des Ar­
beitgebers sei im vorliegenden Fall nicht feststellbar.

Eine konkrete Störung ist vorliegend auch nicht dadurch ein­
getreten, daß der Geschäftsführer nach Einleitung des vorliegen­
den Beschlußverfahrens - offensichtlich im ersten Ärger - ge­
äußert hat, künftig Betriebsversammlungen fernbleiben zu wollen, 
wenn Gewerkschaftsvertreter anwesend seien. Nach der Feststellung 
des Landesarbeitsgerichts hat er diese Drohung nicht wahrgemacht, 
sondern hat auch danach stets an den Betriebsversammlungen teil­
genommen bzw. hat bei Ortsabwesenheit einen Vertreter geschickt. 
Von daher liegt keine Boykottaktion zu Lasten der Institution 
Betriebsversammlung vor. Der Fall wäre anders zu beurteilen, wenr 
sich der Arbeitgeber weigerte, seiner nach § 43 Abs. 2 Satz 3 
BetrVG bestehenden Berichtspflicht gegenüber der Betriebsversamm-
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lung nachzukommen oder er seine Drohung wahrgemacht hätte, seine 
Teilnahme von der Abwesenheit von Gewerkschaftsvertretern ab­
hängig zu machen. Dann müßte davon ausgegangen werden, daß der 
Arbeitgeber seine Mitarbeiterversammlungen, auf denen er konti­
nuierlich über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung des Be­
triebes berichtet, als Gegenveranstaltung zur Betriebsversammlung 
aufzieht und so die Beziehung zwischen Belegschaft und ihrem ge­
wählten Pftriebsrat zu stören versucht.

Weitere Anhaltspunkte, die für einen Mißbrauch der Mitarbei­
terversammlungen zu Gegenveranstaltungen gegenüber Betriebsver­
sammlungen sprechen könnten, wie zum Beispiel zeitliche Nähe oder 
Überschneidung von Mitarbeiterversammlung und Betriebsversamm­
lung# öind nicht vorgetragen.

Dementsprechend war die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats 
zurückzuweisen.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Koerner Dr. Federlin
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